
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
AnwZ(B) 22/98

vom
5. Oktober 1998 
in dem Verfahren
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Der Bundesgerichtshof, Senat für AnwaltsSachen, hat am 
5. Oktober 1998 durch die Vorsitzende Richterin Dr. Deppert, 
die Richter Dr. Fischer, Basdorf und Dr. Ganter, die Rechts­
anwälte Dr. von Hase und Dr. Kieserling sowie die Rechtsan­
wältin Dr. Christian

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin 
gegen den Beschluß des I. Senats des Anwalts­
gerichtshofs Baden-Württemberg vom 
2. Dezember 1997 wird unter Zurückweisung ih­
res Wiedereinsetzungsantrags als unzulässig 
verworfen.

Die Antragstellerin hat die Kosten des 
Rechtsmittels zu tragen und dem Antragsgegner 
die ihm im Beschwerdeverfahren entstandenen 
notwendigen außergerichtlichen Auslagen zu 
erstatten.

Der Geschäftswert für das Beschwerdeverfahren 
wird auf 100.000 DM festgesetzt.



3

Gründe:

Der Anwaltsgerichtshof hat den Antrag der Beschwerde­
führerin auf gerichtliche Entscheidung gegen die Verfügung 
des Antragsgegners, durch welche die Zulassung der Be­
schwerdeführerin zur Rechtsanwaltschaft wegen Vermögensver­
falls gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 8 BRAO widerrufen worden war, 
zurückgewiesen. Der Beschluß des Anwaltsgerichtshofs ist 
der Beschwerdeführerin am 5. Dezember 1997 zugestellt wor­
den. Ihre sofortige Beschwerde, verbunden mit einem Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäu­
mung der Beschwerdefrist, ist beim Anwaltsgerichtshof am 
4. März 1998 eingegangen.

Die Beschwerdeführerin hat die Zweiwochenfrist des 
§ 42 Abs. 4 Satz 1 BRAO nicht gewahrt. Eine Beschwerde­
schrift vom 17. Dezember 1997, welche die Beschwerdeführe­
rin nach ihrem Vorbringen am selben Tag zur Post gegeben 
hat, ist weder innerhalb der Frist noch danach zu den Akten 
gelangt; es läßt sich nicht feststellen, daß sie beim An­
waltsgerichtshof eingegangen wäre. Spätere Eingaben der Be­
schwerdeführerin, nämlich ihr Antrag auf Verlängerung der 
zur Beschwerdebegründung erbetenen Frist und eine durch Te­
lefax übersandte - nicht Unterzeichnete - Abschrift einer 
auf den 17. Dezember 1997 datierten Beschwerdeschrift, sind 
erst am 5. bzw. 7. Januar 1998 - mithin ebenfalls nicht in­
nerhalb der Zweiwochenfrist - beim Anwaltsgerichtshof ein­
gegangen. Als verspätet eingelegte, mit einem Wiedereinset­
zungsantrag verbundene Beschwerde sind sie schon mangels 
Vorbringens zur Ursache einer Fristversäumung nicht anzuse­
hen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann der Be­
schwerdeführerin nicht gewährt werden. Der erst mit dem am 
4. März 1998 eingegangenen Beschwerdeschriftsatz gestellte 
Wiedereinsetzungsantrag war seinerseits verspätet. Er hätte 
gemäß § 42 Abs. 6 Satz 2 BRAO, § 22 Abs. 2 Satz 1 FGG in­
nerhalb einer Frist von zwei Wochen nach der Beseitigung 
des Hindernisses gestellt werden müssen. Diese Frist ist 
hier jedenfalls mit Kenntnis der Beschwerdeführerin von der 
Fristversäumung in Gang gesetzt worden. Ob die Beschwerde­
führerin eine entsprechende Kenntnis bereits durch die Re­
aktion der Geschäftsstelle des Anwaltsgerichtshofs auf die 
am 5. Januar 1998 erbetene Fristverlängerung erlangen muß­
te, kann dahinstehen. Spätestens durch das Schreiben der 
Geschäftsstelle vom 16. Januar 1998, in welchem die Be­
schwerdeführerin ausdrücklich darauf hingewiesen worden 
ist, daß "das Original der Beschwerdeschrift vom 17.12.1997 
dem Anwaltsgerichtshof seinerzeit nicht zugegangen" sei, 
hat sie von der Fristversäumung erfahren. Den Empfang die­
ses Schreibens hat die Beschwerdeführerin mit Empfangsbe­
kenntnis vom 22. Januar 1998 bestätigt. Jedenfalls hier­
durch ist die Wiedereinsetzungsfrist in Gang gesetzt wor­
den. Sie ist mit dem erst fast sechs Wochen später mit dem 
Beschwerdeschriftsatz des Prozeßbevollmächtigten eingegan­
genen Wiedereinsetzungsantrag nicht gewahrt worden.



Die sofortige Beschwerde ist daher ohne mündliche Ver­
handlung (BGHZ 44, 25) als unzulässig zu verwerfen.

Deppert Fischer Basdorf Ganter

von Hase Kieserling Christian
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